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BUNDESGERICHTSHOF 

BESCHLUSS 
VIII ZB 75/23 

vom 
 

23. April 2024 
 

in dem Rechtsstreit 
 

Nachschlagewerk: ja 

BGHZ: nein 

BGHR: ja 

JNEU: nein 

 

ZPO § 91a, § 568 

Im Beschwerdeverfahren ist die Zivilkammer nicht befugt, selbst über die Über-

tragung eines in die originäre Zuständigkeit des Einzelrichters fallenden Be-

schwerdeverfahrens zu entscheiden (vgl. BGH, Beschlüsse vom 21. September 

2017 - IX ZB 84/16, NZI 2017, 991 Rn. 11; vom 30. April 2020 - I ZB 61/19, BGHZ 

225, 252 Rn. 24; vom 24. Mai 2023 - VII ZB 73/21, juris Rn. 9). 

 

BGH, Beschluss vom 23. April 2024 - VIII ZB 75/23 - LG Detmold 
 AG Detmold 
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Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 23. April 2024 durch den 

Vorsitzenden Richter Dr. Bünger, den Richter Dr. Schmidt, die Richterinnen 

Wiegand und Dr. Matussek sowie den Richter Dr. Reichelt  

 

beschlossen: 

Auf die Rechtsbeschwerde der Beklagten wird der Beschluss 

der 3. Zivilkammer des Landgerichts Detmold vom  

27. Oktober 2023 aufgehoben. 

Die Sache wird zur erneuten Entscheidung, auch über die  

außergerichtlichen Kosten des Rechtsbeschwerdeverfahrens, 

an den nach dem Geschäftsverteilungsplan zuständigen Ein-

zelrichter des Beschwerdegerichts zurückverwiesen. 

Gerichtskosten für das Rechtsbeschwerdeverfahren werden 

nicht erhoben. 

Der Gegenstandswert des Rechtsbeschwerdeverfahrens wird 

auf bis 5.000 € festgesetzt. 

Gründe: 

I. 

Der Kläger hat die Beklagten auf Räumung und Herausgabe einer von 

diesen gemieteten Wohnung in Anspruch genommen. Er hat den geltend ge-

machten Anspruch auf vorgerichtliche Kündigungserklärungen sowie auf eine 
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Kündigung gestützt, die sein Prozessbevollmächtigter in einem Schriftsatz wäh-

rend des Rechtsstreits erklärt hat. Dieser Schriftsatz ist über das besondere 

elektronische Anwaltspostfach (beA) des Prozessbevollmächtigten des Klägers 

bei dem Amtsgericht eingereicht und vom Amtsgericht nebst Prüfvermerk über 

das elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) dem Prozessbe-

vollmächtigten der Beklagten an dessen beA übermittelt worden. 

Die Parteien haben den Rechtsstreit in der Hauptsache durch einen ge-

richtlichen Vergleich beendet. Dieser sieht vor, dass das Gericht in entsprechen-

der Anwendung der Regelung des § 91a ZPO über die Kosten des Rechtsstreits 

und des Vergleichs entscheiden soll. 

Das Amtsgericht hat die Kosten des Rechtsstreits und des Vergleichs ge-

geneinander aufgehoben. Das Landgericht hat die dagegen gerichtete sofortige 

Beschwerde der Beklagten durch die mit drei Mitgliedern besetzte Kammer zu-

rückgewiesen. Es hat die Rechtsbeschwerde hinsichtlich der Frage zugelassen, 

ob eine Kündigungserklärung, die - wie hier - in einem mit einer qualifizierten 

elektronischen Signatur versehenen Anwaltsschriftsatz erfolgt, per beA an das 

Gericht übermittelt und von diesem über EGVP an das beA des Prozessbevoll-

mächtigten des Kündigungsadressaten versandt worden ist, dem Formerforder-

nis gemäß § 568 Abs. 1, § 126 Abs. 3, § 126a BGB entspricht. 

Mit der Rechtsbeschwerde verfolgen die Beklagten ihr Begehren, dem 

Kläger die gesamten Kosten des Rechtsstreits aufzuerlegen, weiter. 

II. 

Die Rechtsbeschwerde hat Erfolg. Sie führt zur Aufhebung des angefoch-

tenen Beschlusses und zur Zurückverweisung der Sache an das Beschwerdege-

richt. 
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1. Die Rechtsbeschwerde ist nach § 574 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 ZPO statthaft 

und auch im Übrigen zulässig. Die Entscheidung des Beschwerdegerichts über 

die Zulassung der Rechtsbeschwerde ist für den Senat bindend (§ 574 Abs. 3 

Satz 2 ZPO).  

Hierbei kommt es nicht darauf an, ob das Beschwerdegericht die Voraus-

setzungen des § 574 Abs. 2 ZPO zutreffend beurteilt hat (st. Rspr.; vgl. nur Se-

natsbeschlüsse vom 27. April 2021 - VIII ZB 44/20, NJW-RR 2021, 737 Rn. 10; 

vom 30. Januar 2024 - VIII ZB 43/23, juris Rn. 14; jeweils mwN). Die Zulassung 

der Rechtsbeschwerde durch die Kammer ist zudem unabhängig davon wirksam, 

ob - wie hier nicht - eine Übertragungsentscheidung des originär zuständigen 

Einzelrichters im Sinne von § 568 Satz 2 Nr. 2 ZPO vorliegt. An eine unter Ver-

stoß gegen § 568 Satz 2 ZPO erfolgte Zulassung ist das Rechtsbeschwerdege-

richt gemäß § 574 Abs. 3 Satz 2 ZPO gleichwohl gebunden (vgl. BGH, Beschluss 

vom 30. April 2020 - I ZB 61/19, BGHZ 225, 252 Rn. 21 mwN).  

2. Die Rechtsbeschwerde ist auch begründet. Der angefochtene Be-

schluss unterliegt bereits deshalb der Aufhebung, weil das Beschwerdegericht 

- was vom Rechtsbeschwerdegericht von Amts wegen zu beachten ist - unter 

Verletzung des verfassungsrechtlichen Gebots des gesetzlichen Richters 

(Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG) entgegen § 568 Satz 1 ZPO nicht durch den originär 

zuständigen Einzelrichter, sondern trotz einer nicht (wirksam) erfolgten Übertra-

gung des Verfahrens gemäß § 568 Satz 2 ZPO durch die Kammer entschieden 

hat (vgl. BGH, Beschlüsse vom 12. April 2023 - VII ZB 33/22, juris Rn. 8; vom 

24. Mai 2023 - VII ZB 73/21, juris Rn. 7). 

a) Gemäß § 568 Satz 1 ZPO entscheidet das Beschwerdegericht durch 

eines seiner Mitglieder als Einzelrichter, wenn die angefochtene Entscheidung 

von einem Einzelrichter oder einem Rechtspfleger erlassen worden ist. Hier hat 
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der Amtsrichter die mit der sofortigen Beschwerde angefochtene Kostenentschei-

dung nach § 91a Abs. 1 Satz 1 ZPO getroffen. In einem solchen Fall ist die Kam-

mer (§ 75 GVG) gemäß § 568 Satz 2 ZPO nur dann zur Entscheidung über die 

Beschwerde berufen, wenn der Einzelrichter durch eine gesonderte Entschei-

dung das Verfahren dem Beschwerdegericht zur Entscheidung in der im Ge-

richtsverfassungsgesetz vorgeschriebenen Besetzung übertragen hat. Dies setzt 

einen entsprechenden Beschluss des Einzelrichters voraus (st. Rspr.; vgl. nur 

BGH, Beschlüsse vom 21. September 2017 - IX ZB 84/16, NZI 2017, 991 Rn. 10; 

vom 30. April 2020 - I ZB 61/19, BGHZ 225, 252 Rn. 23; vom 24. Mai 2023  

- VII ZB 73/21, aaO Rn. 8; jeweils mwN; siehe bereits Senatsbeschluss vom 

11. Februar 2003 - VIII ZB 56/02, NJW 2003, 1875 unter II 1, 3). 

b) An einem solchen Beschluss des Einzelrichters fehlt es im Streitfall. 

Vielmehr hat die Kammer mit Beschluss vom 23. Oktober 2023 das Verfahren 

auf sich selbst zur Entscheidung übertragen. Das ist verfahrensfehlerhaft. Die 

Kammer ist - abgesehen von dem hier nicht gegebenen Fall, dass die Zuständig-

keit des Einzelrichters (ausnahmsweise) zweifelhaft ist (§ 348 Abs. 2 ZPO  

analog; vgl. hierzu BGH, Beschluss vom 16. September 2003 - X ARZ 175/03, 

BGHZ 156, 147, 152) - nicht befugt, selbst über die Übertragung eines in die  

originäre Zuständigkeit des Einzelrichters fallenden Beschwerdeverfahrens zu 

entscheiden. Insoweit ist unerheblich, ob der Einzelrichter an einem solchen 

Kammerbeschluss mitwirkt, weil nach § 568 Satz 2 ZPO die Beurteilung, ob die 

Voraussetzungen für eine Übertragung auf die Kammer vorliegen, in die alleinige 

Entscheidungskompetenz des Einzelrichters fällt (vgl. BGH, Beschlüsse vom 

21. September 2017 - IX ZB 84/16, aaO Rn. 11; vom 30. April 2020 - I ZB 61/19, 

aaO Rn. 24; vom 24. Mai 2023 - VII ZB 73/21, aaO Rn. 9 mwN). 

c) Die Bestimmung des § 568 Satz 3 ZPO, wonach auf eine erfolgte oder 

unterlassene Übertragung ein Rechtsmittel nicht gestützt werden kann, steht der 
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Erheblichkeit des dem Beschwerdegericht unterlaufenen Verfahrensfehlers nicht 

entgegen. Die Vorschrift knüpft insoweit an den vorangehenden Satz 2 an, wo-

nach der gemäß Satz 1 originär zuständige Einzelrichter das Verfahren unter be-

stimmten Voraussetzungen dem Beschwerdegericht überträgt (vgl. Senatsbe-

schluss vom 11. Februar 2003 - VIII ZB 56/02, aaO unter II 3). Darum geht es 

hier nicht. Es besteht kein Streit darüber, ob der Einzelrichter das Verfahren zu 

Recht nach § 568 Satz 2 ZPO der Kammer übertragen hat. Vorliegend hat der 

Einzelrichter insoweit überhaupt keine Entscheidung getroffen. Dieser Fall wird 

von § 568 Satz 3 ZPO nicht erfasst (vgl. BGH, Beschlüsse vom 11. Februar 2003 

- VIII ZB 56/02, aaO; vom 21. September 2017 - IX ZB 84/16, aaO Rn. 12; vom 

30. April 2020 - I ZB 61/19, aaO Rn. 25 mwN; vom 24. Mai 2023 - VII ZB 73/21, 

aaO Rn. 10 mwN). 

d) Da das Beschwerdegericht nach alledem zu Unrecht entgegen § 568 

Satz 1 ZPO nicht durch den Einzelrichter, sondern durch die mit drei Mitgliedern 

besetzte Kammer entschieden hat, war es nicht vorschriftsmäßig besetzt (§ 576 

Abs. 3, § 547 Nr. 1 ZPO). Angesichts dieses absoluten Rechtsbeschwer-

degrunds ist es unerheblich, ob sich der angefochtene Beschluss aus anderen 

Gründen als richtig darstellt (§ 577 Abs. 3 ZPO; vgl. BGH, Beschlüsse vom 

11. Februar 2003 - VIII ZB 56/02, aaO unter II 4; vom 21. September 2017 

- IX ZB 84/16, aaO Rn. 13; vom 30. April 2020 - I ZB 61/19, aaO Rn. 26; vom 

24. Mai 2023 - VII ZB 73/21, aaO Rn. 11 mwN). 

III. 

Die angefochtene Entscheidung kann deshalb keinen Bestand haben; sie 

ist aufzuheben und die Sache zur erneuten Entscheidung an das Beschwerde-

gericht - Einzelrichter - zurückzuverweisen (§ 577 Abs. 4 Satz 1 ZPO). Hinsicht-

lich der Gerichtskosten des Rechtsbeschwerdeverfahrens macht der Senat von 

der Möglichkeit des § 21 Abs. 1 Satz 1 GKG Gebrauch. 
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Für das weitere Verfahren weist der Senat darauf hin, dass gegen eine 

Kostenentscheidung gemäß § 91a Abs. 1 Satz 1 ZPO die Rechtsbeschwerde 

nicht aus materiell-rechtlichen Gründen zugelassen werden darf, da es nicht 

Zweck des Kostenverfahrens ist, Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung 

zu klären oder das Recht fortzubilden, soweit es - wie im Streitfall - um Fragen 

des materiellen Rechts geht (st. Rspr.; vgl. Senatsbeschlüsse vom 28. Oktober 

2008 - VIII ZB 28/08, NJW-RR 2009, 422 Rn. 5; vom 14. Mai 2013 - VIII ZB 

51/12, juris Rn. 6; vom 19. September 2023 - VIII ZB 44/22, NJW-RR 2023, 1572 

Rn. 4 f.; vom 30. Januar 2024 - VIII ZB 43/23, juris Rn. 14; jeweils mwN). 

 

Dr. Bünger Dr. Schmidt Wiegand 

 Dr. Matussek Dr. Reichelt 

 
 
Vorinstanzen: 
AG Detmold, Entscheidung vom 30.01.2023 - 42 C 232/21 -  
LG Detmold, Entscheidung vom 27.10.2023 - 3 T 27/23 -  
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